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Zur Nichtigkeit des Fortgeltungsbeschlusses über den

Wirtschaftsplan

In der Praxis findet oft folgende Vorgehensweise Anwendung: Da die ordentliche

Eigentümerversammlung nicht am 2. Januar eines Kalenderjahres stattfinden kann, sondern

erst nach Erstellung der Jahresabrechnung des Vorjahres und damit erst einige

Wochen/Monate später, wird die Fortgeltung des Wirtschaftsplanes aus dem Vorjahr

beschlossen, um eine Liquiditätslücke zu vermeiden.

Oft wird auch schon im laufenden Kalenderjahr der Wirtschaftsplan für das kommende Jahr

beschlossen. Aber auch bei dieser Lösung, läuft man Gefahr, dass diese Vorgehensweise als

nicht ordnungsmäßiger Verwaltung entsprechend angesehen wird. Denn die Kalkulation der

Einnahmen und Ausgaben erfolgt dabei deutlich einige Monate im Voraus.

Rechtlicher Hintergrund

Seit der Jahrhundertentscheidung des BGH vom 20.09.2000 ist klar, dass ein Beschluss, der

gegen die guten Sitten, ein zwingendes, gesetzliches Gebot verstößt oder trotz absoluter

Beschlussunzuständigkeit gefasst wurde, nichtig ist. Auch Beschlüsse, die nicht hinreichend

bestimmt sind, werden immer häufiger für nichtig erklärt.

Daraus folgt, dass ein Beschluss, der unabhängig von einem konkreten Wirtschaftsplan 

generell die Fortgeltung eines jeden Wirtschaftsplans – bis zur „Verabschiedung“ eines neuen –

zum Gegenstand hat, mangels Beschlusskompetenz der Wohnungseigentümer nichtig ist.

In der Literatur und Rechtsprechung gibt es Stimmen, die meinen, dass die Fortgeltung des

Wirtschaftsplanes zwar beschlossen werden kann, aber immer nur bis zur nächsten

ordentlichen Eigentümerversammlung.

Die aktuelle Entscheidung des Landgerichts Hamburg

„Ein Beschluss, der vorsieht, dass der konkrete Wirtschaftsplan bis zur Beschlussfassung über

einen neuen Wirtschaftsplan fortgilt, ist nicht nichtig.“

(LG Hamburg, Urt. v. 20.12.2017 – 318 S 15/17)
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Das Landgericht Hamburg vertritt – entgegen anderer Meinungen – die Ansicht, dass aus § 28

Abs. 5 WEG die Beschlusskompetenz folgt, auch die Fortgeltung des konkreten

Wirtschaftsplans bis zur Beschlussfassung über einen neuen Wirtschaftsplan zu beschließen.

Urteil des Bundesgerichtshofs bleibt abzuwarten

Es bleibt spannend, ob an der vorbeschriebenen Vorgehensweise zukünftig festgehalten werden

kann, denn die Entscheidung des Landgerichts Hamburg ist nicht rechtskräftig und nun beim 

BGH rechtshängig (Revision: V ZR 2/18).

Fazit

Bis zur endgültigen Endscheidung sollte nichts dagegen sprechen, die bisher praktizierten

Beschlüsse fortzuführen oder aus Sicherheitsgründen den Wirtschaftsplan für das Kalenderjahr

2019 bereits im Kalenderjahr 2018 zu verabschieden.

Weitere Rechtsprechung zu diesem Thema:

OLG Düsseldorf, Beschluss vom 2. 6. 2003 - 3 Wx 75/03; ZMR 2003, 767

(…) Die Wohnungseigentümer können die Fortgeltung eines Wirtschaftsplans bis zur

Beschlussfassung über den nächsten Wirtschaftsplan beschließen.

LG Itzehoe, Urteil v. 17.9.2013 − 11 S 93/12; ZMR 2014, 144

(…) Ein Beschluss über die generelle Fortgeltung eines beschlossenen Wirtschaftsplans bis zum

Beschluss über einen neuen Wirtschaftsplan mangels Beschlusskompetenz der

Wohnungseigentümer ist nichtig.

Massimo Füllbeck

mfuellbeck@hotmail.com

19.10.2018
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Die Vergütungsverordnung für Immobilienverwalter – ergibt sie

Sinn?

Fachverbände wie der BVI Bundesfachverband der Immobilienverwalter e.V. haben die

Forderung nach einer Vergütungsverordnung für den Verwalterberuf in die politische

Diskussion eingebracht. Gebührenordnungen gibt es für Juristen und für Notare. Auch

Steuerberater und Ingenieure warten mit geregelten Vergütungsrichtlinien auf – und ein

professioneller Verwalter ist in gewissem Sinne die Schnittmenge aus all diesen Berufsgruppen.

Auch die sachliche und zeitliche Gliederung der Ausbildung zur Immobilienkauffrau oder zum

Immobilienkaufmann bestätigt dies überraschend klar. So findet man dort Ausbildungsinhalte

zu Steuern und Versicherungen, zur Pflege des Immobilienbestands und zu den rechtlichen

Grundlagen des Wohnungseigentums

Das Niveau der Ausbildungsinhalte ist sehr hoch gesteckt – die Parallele zu Berufsgruppen mit

Vergütungsverordnungen offenbar.

Die Kritiker einer Vergütungsverordnung stellen durchaus berechtigt fest, dass mit einer

solchen der Spielraum nach oben eingeschränkt wird. Starre Vergütungsstrukturen verringern

die Möglichkeit einer angemessenen Vergütung bei schwierigen Objekten.

Transparente Sondervergütungsregelungen 

Bei schwierigen Objekten muss jedoch auch eine Vergütungsordnung eine gewisse Flexibilität

vorsehen, in dem sie eine Bandbreite notwendiger Sondervergütungen zulässt. Beispielhaft sei

erwähnt: Produziert eine Eigentümergemeinschaft viele Mahnverfahren und Prozesse, muss der

hierfür zusätzlich notwendige Aufwand ausreichend beim Verwalter honoriert wird. Gleiches gilt

im Fall eines Sanierungsstaus. Für die Begleitung und Organisation umfangreicherer

Sanierungsmaßnahmen gibt es mittlerweile viele sinnvolle Regelungen, wie dieser Aufwand

beim Verwalter gedeckt werden kann. Transparente Sondervergütungsregelungen schaffen die

Basis für eine Vergütungsordnung.

Von Transparenz profitieren auch die Verbraucher in hohem Maß. Leistung und Vergütung ihres

Verwalter sind klar in einer Grundvergütung geregelt.

Damit käme es in der Folge zu einer unmittelbaren Qualifizierungssteigerung: Wenn die Gebühr

fest geregelt ist, steht der Auswahl des Verwalters mit den höchsten Qualitätsmerkmalen und

dem am breitesten gefächerten Serviceangebot nichts mehr im Wege. Erfolgreiche
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Verwaltungen werden in Aus- und Weiterbildung investieren und mit dem so gewonnen

Fachpersonal digitale, innovative Prozesse und zusätzliche Servicleistungen anbieten können.

Automatische Erhöhung der Qualitätsstandards

Die Vergütungsverordnung mutiert zum Perpetuum Mobile - das Ziel des Gesetzgebers, einen

höheren Qualitätsstandard in der Immobilienverwalterbranche zu erreichen, wäre schnell und

flächendeckend erreicht, ganz ohne die missglückten Zulassungsvoraussetzungen. Für die

Profiverwaltungen hat die Einführung einer Vergütungsverordnung den charmanten

Nebeneffekt, dass das unwürdige Preisdumping verbunden mit basarähnlichen Zuständen zum

Tagesordnungspunkt „Verwalterwahl“ auf Eigentümerversammlungen entfällt – die Gebühr ist

klar geregelt. Dies käme auch der Effizienz und Veranstaltungsqualtität einer

Eigentümerversammlung zu Gute.

Übrigens gibt es sie längst, die Vergütungsverordnung für Verwalter. In der Verordnung über

wohnungswirtschaftliche Berechnungen nach dem zweiten Wohnungsbaugesetz (II.

Berechnungsverordnung) ist unter § 26, Absatz 2 und 3 ist geregelt: Für die Verwaltung einer

Wohnung inklusive Garage dürfen höchstens 260,00 Euro angesetzt werden. Zwar unterliegen

diese Sätze einer Indexierung. Diese berücksichtigend, erhält man eine Bruttoverwaltergebühr

von 321,75 Euro per anno für eine Wohnung inklusive Garage (Stand 01.01.2017). Traumhafte

Gebührenaussichten, könnte man meinen.

Kostendeckend kann man damit jedoch nur größere Verwaltungseinheiten betreuen.

Martin Metzger

Vorstandsmitglied BVI e.V.

15.10.2018
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Bestellerprinzip auch bei Verkäufen?

In Bundesregierung und Immobilienbranche ist eine Diskussion über eine Ausweitung des

Bestellerprinzips für Maklerdienstleistungen entbrannt.

Anlass ist ein Vorstoß von Bundesjustizministerin Dr. Katarina Barley (SPD), auch bei

Immobilienverkäufen künftig gelten zu lassen: Wer bestellt, zahlt. Branchenverbände fürchten,

dass Verkäufer die Maklerkosten schlicht einpreisen und so die Preise allgemein in die Höhe

treiben. Sie fordern stattdessen die Bundesländer auf, die Grunderwerbssteuer und damit die

Nebenkosten beim Immobilienkauf insgesamt zu senken. Über die Maklerleistungen solle

hingegen weiterhin der Markt bestimmen. Makler selbst äußern sich ähnlich.

BVI e.V.

09.10.2018
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Flächenabweichungen im Wohnraummietvertrag

Abweichungen zwischen der tatsächlichen und der im Wohnraummietvertrag angegebenen

Wohnfläche waren schon immer Gegenstand zahlreicher Streitigkeiten.

Alte Rechtslage: Mehr als 10 Prozent Abweichung erforderlich

Seit 2004 galt eine durchgehende Rechtsprechung des Bundesgerichtshofs, wonach

Abweichungen der tatsächlichen Wohnfläche von der im Mietvertrag angegebenen Fläche nur

und erst Relevanz haben sollten, wenn diese mehr als zehn Prozent betrugen.

Erst darüber hinaus sollte der Mieter zur Minderung berechtigt sein.

Auch bei einer Mieterhöhung nach § 558 BGB durfte die vereinbarte Wohnfläche

zugrunde gelegt werden, wenn die tatsächliche Wohnfläche zum Nachteil des Mieters

um nicht mehr als zehn Prozent davon abwich.

Der Abrechnung von Betriebskosten war die vereinbarte Wohnfläche zugrunde zu legen,

wenn die im Mietvertrag vereinbarte Wohnfläche von der tatsächlichen Wohnfläche

nicht mehr als zehn Prozent abwich.

Rechtsprechungsänderung zur Mieterhöhung nach § 558 BGB

Mit seiner Entscheidung vom 18.11.2015 hat der BGH die zuvor genannte Entscheidung

aufgegeben und festgestellt, dass es bei der Bestimmung der ortsüblichen Vergleichsmiete nach

§ 558 BGB, also bei einer gesetzlichen Mieterhöhung, allein auf die tatsächliche Wohnfläche

des Mietgegenstandes ankomme und eine davon abweichende Angabe im Mietvertrag irrelevant

sei.

Aktuelle Entscheidung zur Berücksichtigung der Flächenabweichung im Betriebskostenrecht

Nunmehr hat der BGH in einer weiteren, sehr aktuellen Entscheidung vom 30.05.2018 die oben

genannte Entscheidung aufgegeben und festgestellt, dass es auch bei der Umlage von

Nebenkosten nach Wohnfläche auf den „Anteil der tatsächlichen Wohnfläche der betroffenen

Wohnung an der in der Wirtschaftseinheit tatsächlich vorhandenen Gesamtwohnfläche“

ankommen soll.

Fazit

Sowohl bei der Mieterhöhung nach § 558 BGB als auch bei der Umlage von Nebenkosten gilt
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nunmehr die tatsächliche Wohnfläche, unabhängig davon, wie sehr sie von der im Mietvertrag

angegebenen abweicht. Nur hinsichtlich eines Mietmangels bzw. einer Minderung bleibt es bei

der alten 10 Prozent-Grenze.

Florian Kniffert

www.wir-wanderer.de

02.10.2018
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Beschränkungen des Rederechts in der

Eigentümerversammlung

 

In der Eigentümerversammlung wird es oft als kontraproduktiv empfunden, wenn die
Wortbeiträge einzelner Eigentümer ein tragbares Maß überschreiten. So wird versucht, dem
durch eine Beschränkung des Rederechts Herr zu werden. Dass dies nicht so einfach möglich
ist, zeigt das Landgericht Frankfurt mit einem Urteil vom 7.6.2018.

Der Fall

Ein Eigentümer sorgt durch seine umfangreichen Wortbeiträge zu einer bereits mehrfach

diskutierten Sanierungsmaßnahme dafür, dass die Eigentümerversammlung aus Zeitgründen

abgebrochen werden muss. In der Fortsetzungsversammlung verlangt er, dass man noch einmal

in eine Grundsatzdebatte eintreten möge, da er noch viel zu sagen habe. Um weiterzukommen,

beschließen die übrigen Eigentümer, dass eine solche Debatte nicht stattfinden und nunmehr

abgestimmt werden solle. Der Eigentümer ficht daraufhin die gefassten Beschlüsse an.

Das Problem

Das grundsätzlich unentziehbare Kernrecht auf Recht auf Teilnahme an der

Eigentümerversammlung beinhaltet auch das Recht, Redebeiträge beizusteuern, um auf die

Beschlussfassung Einfluss zu nehmen. Dem steht allerdings das Interesse der übrigen

Wohnungseigentümer an einem geordneten und nicht übermäßig langen Ablauf der

Versammlung entgegen.

Die Entscheidung des Landgerichts Frankfurt

Das Landgericht Frankfurt am Main hebt die angefochtenen Beschlüsse sämtlich auf. Zwar sei

eine Beschränkung oder Begrenzung des Rederechts in der Eigentümerversammlung mit Blick

auf deren geordneten Ablauf grundsätzlich möglich. Dabei ist aber der Grundsatz der

Verhältnismäßigkeit zu beachten. Vorliegend wurde dem Eigentümer das Rederecht aber

komplett entzogen. Die übrigen Wohnungseigentümer hätten als „milderes“ Mittel die

Möglichkeit gehabt, die angekündigten Wortbeiträge des Eigentümers zuzulassen und diese

dabei zeitlich zu begrenzen.
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Praxis-Tipp

Vorsicht ist auch bei der üblicherweise bereits zu Beginn der Eigentümerversammlung

beschlossenen zeitlichen Begrenzung der Redebeiträge pro Eigentümer und

Tagesordnungspunkt geboten. Eine solche Vorgehensweise wird vom Landgericht Frankfurt

ebenfalls als rechtlich bedenklich angesehen, da das Rederecht ungeachtet einer besonderen

Komplexität eines Themas im Einzelfall generell beschnitten wird. Zu empfehlen ist also, falls

notwendig, immer eine Entscheidung über eine Begrenzung der Redezeit durch separaten

Geschäftsordnungsbeschluss im Einzelfall.

Rüdiger Fritsch

www.krall-kalkum.de

01.10.2018
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Gesetz zur Einführung einer Berufszulassungsregelung

Seit 1. August müssen Wohnimmobilienverwalter offiziell einen Antrag auf Erlaubnis stellen, ihr

Gewerbe ausüben zu dürfen. Die dafür notwendigen Formulare stehen nun nach und nach bei

den zuständigen regionalen Industrie- und Handelskammern bzw. den Gewerbeämtern bereit.

Erlaubnispflicht

 Die Erlaubnispflicht ist Teil des Gesetzes zur Einführung einer Berufszulassungsregelung für

Wohnimmobilienverwalter, welches zu August 2018 in Kraft getreten ist. Wer noch nicht als

professioneller Verwalter tätig ist, aber seine Tätigkeit aufnehmen möchte, muss nun eine

Erlaubnis beantragen. Bereits in der Branche Tätige haben bis 1. März 2019 Zeit, ein solches

Formular einzureichen.

Weiterbildungspflicht

 Darüber hinaus gilt von nun an die Pflicht zur Weiterbildung. Diesen Nachweis – über 20

Stunden Fortbildung innerhalb von drei Jahren – müssen Immobilienverwalter alle drei Jahre

erbringen. Wer bereits als Immobilienverwalter arbeitet, muss folglich das erste Mal zum 31.

Dezember 2020 belegen, dass er sich weitergebildet hat.

Die Nachweispflicht gilt allerdings nur auf Anfrage des Auftraggebers des

Wohnimmobilienverwalters oder auf Anordnung der Erlaubnisbehörde. Nachweise und

Unterlagen über Weiterbildungsmaßnahmen sind fünf Jahre auf dauerhaften Datenträgern

vorzuhalten und in den Geschäftsräumen aufzubewahren.

Wer eine Ausbildung zum Immobilienkaufmann oder zur Immobilienkauffrau abgeschlossen

hat, muss sich übrigens erst drei Jahre nach Aufnahme der Tätigkeit fortbilden. Gleiches gilt für

diejenigen, die eine Weiterbildung zum Geprüften Immobilienfachwirt/in absolviert haben.

BVI e.V.

01.10.2018
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Wohngipfel 2018

„Gemeinsame Wohnraumoffensive von Bund, Ländern und Kommunen“ heißt der

Maßnahmenkatalog, der Ergebnis des Wohngipfels vom 21.09.2018 ist.

Dabei diskutierten Bundeskanzlerin Dr. Angela Merkel, zahlreiche Bundesminister und die

Ministerpräsidenten der Länder mit den Vertretern der kommunalen Spitzenverbände und des

Bündnisses für bezahlbares Wohnen und Bauen über die Zukunft der Wohnungswirtschaft.

Insbesondere wurden Maßnahmen zur Bekämpfung der steigenden Wohnungsnot in

Ballungszentren und zur Einhaltung der EU-Klimaziele für Gebäude besprochen.

Für letzteres soll ein Gebäudeenergiegesetz (GEG) die bisherigen Gesetze und EU-

Anforderungen vereinen. Das GEG soll für öffentliche Gebäude bis zum 1. Januar 2019 für

öffentliche und für alle übrigen Gebäude bis zum 1. Januar 2021 umgesetzt werden. Zudem

wird der Bund eine langfristige Energieeffizienzstrategie erarbeiten.

Die Frage nach bezahlbarem Wohnen wird in der Öffentlichkeit zurzeit heiß diskutiert und ist

auch Thema im Koalitionsvertrag. Die geplante „Wohnraumoffensive“ umfasst 1,5 Millionen

neue Wohnungen, darunter 100.000 Sozialwohnungen. Bis 2021 stellt der Bund dafür 5 Mrd.

Euro zur Verfügung. 2 Mrd. Euro gehen davon an die Länder als Finanzhilfe für den sozialen

Wohnungsbau. Zu dem Baukindergeld, welches seit letzter Woche beantragt werden kann,

sowie der Wohnungsbauprämie, möchte die Regierung das Wohngeld zum 1. Januar 2020

erhöhen. Vor allen Dingen soll das Bauverfahren vereinfacht werden, zum Beispiel durch

digitale Baugenehmigungsverfahren. Darüber hinaus werden Neubauten und Umbauten im

Sinne der Barrierefreiheit bezuschusst. Die Umwandlung von Mietwohnungen in

Eigentumswohnungen soll erschwert werden.

Die gesamten Ergebnisse des Wohngipfels können Sie auf der Seite des Bundesministeriums

des Inneren, für Bau und Heimat einsehen: 

https://www.bmi.bund.de/SharedDocs/pressemitteilungen/DE/2018/09/wohngipfel.html

25.09.2018
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Für einen sicheren Aufstieg

Wer möchte nicht hoch hinaus? Und auch wenn uns die Leiter dabei hilft, sie kann uns auch

zum Fallen bringen - und das mit ungeahnten Folgen wie langfristigen Verletzungen...

Als Inhaber der Dachdeckerei Voegli GmbH kennt sich Udo Heyl mit der Arbeit an der Leiter

aus. Um allen einen sicheren Aufstieg zu ermöglichen, entwickelte er die sogenannte

Leiterkopfsicherung, kurz „Leikosi“. Diese schützt nicht nur vor Unfällen, indem sie das

Verrutschen der Leiter verhindert, sie kann auch zum Dachrinnensäubern einfach

weitergeschoben werden. Die DGUV (Deutsche Gesetzliche Unfallversicherung) hat die

Vorrichtung geprüft und für gut befunden. Auch die Berufsgenossenschaft hält eine

Anschaffung für sinnvoll und unterstützt Handwerksbetriebe finanziell mit aktuell 50 Prozent.

Doch nicht nur für Berufshandwerker lohnt sich die Leikosi, auch für Tüfteleien in den eigenen

vier Wänden ist eine Anschaffung erschwinglich. Erhältlich ist die Leikosi bisher nur beim 

Unternehmen selbst.

Wir wünschen Ihnen einen erfolgreichen Aufstieg!

17.09.2018
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Vergleichsangebote bei der Verwalterwahl

Die Rechtsprechung verlangt meist Vergleichs- oder Alternativangebote als Tatsachengrundlage

für den Eigentümerbeschluss. Eine genaue Kenntnis der Rechtslage beugt späteren

gerichtlichen Streitigkeiten vor.

Grundsätzlich gilt: Bei einem positiven Grund-Beschluss wird das Einholen von Vergleichs- oder

Alternativangeboten verschoben, und zwar auf die unausweichlichen Fälle; beim

Negativbeschluss ist das gesamte Thema - ohne mühsame Anforderung von Angeboten - vom

Tisch.

Der Verwalter soll Alternativ- bzw. Vergleichsangebote einholen; erst auf der kommenden

Eigentümerversammlung wird über die Auftragsvergabe für die jeweilige Maßnahme

beschlossen. Die später einzuholenden Angebote müssen sich auf vergleichbare Arbeiten

beziehen. Dies muss der Grund-Beschluss bereits etwa durch ein präzises Leistungsverzeichnis

sicherstellen (LG Dortmund, Urteil vom 21.10.2014, 1 S 371/13, ZWE 2015, 182).

Auch wenn ein Dienstleister bereits im Objekt tätig ist, müssen für zusätzliche Maßnahmen bei

einem Vertragsvolumen von über 6800,- Euro drei Vergleichsangebote eingeholt werden, und

zwar vor der Beschlussfassung über die Auftragserteilung (AG Hamburg-St. Georg, Urteil vom

20.12.2017, 980b C 22/17, ZMR 2018, 375).

Bedarf es vor einer Beschlussfassung über eine Auftragserteilung durch die WEG der Einholung

von Vergleichsangeboten, ist es erforderlich, mindestens drei Angebote einzuholen. Geschieht

dies nicht, wird die Auswahlentscheidung auf einer unzureichenden Tatsachengrundlage

getroffen, so dass der gefasste Beschluss für ungültig zu erklären ist. Einer Beweisaufnahme

über die Frage, ob sich die eingeholten Angebote im Rahmen des Ortsüblichen bewegen, bedarf

es nicht (LG Frankfurt/M., Beschluss vom 19.04.2017, 2-13 S 2/17, ZMR 2017, 579).

Ausnahmen zum verpflichtenden Einholen

Alternativangebote für eine Auftragsvergabe müssen ausnahmsweise dann nicht eingeholt

werden, wenn das Auftragsvolumen gering ist oder sich aus anderen Umständen Anhaltspunkte

für die Wohnungseigentümer ergeben, dass das vorgelegte Angebot sich im Rahmen des

Üblichen bewegt (vgl. LG Frankfurt, Urteil vom 17.05.2018, 2-13 S 26/17). Handelt es sich um

kleinere Beträge (unter 3.000 Euro), wird trotz aller Bemühungen die erforderliche Anzahl von

Angeboten nicht abgegeben oder ist den Eigentümern die angebotene Leistung bekannt und

können diese deren Preiswürdigkeit beurteilen, so ist die Einholung von Alternativangeboten

nicht notwendig.

Der Verwalter darf selbst entscheiden, welche Anwaltskanzlei er im Namen der Gemeinschaft

der Wohnungseigentümer beauftragt. Im Eigentümerbeschluss muss er nur zur

außergerichtlichen und gerichtlichen Durchsetzung bestimmter Ansprüche ermächtigt sein. Es
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bedarf keiner betragsmäßigen Deckelung der Kosten und auch keiner Einholung von

Vergleichsangeboten anderer Kanzleien (so AG München, Urteil vom 04.08.2016, 484 C 967/16,

ZMR 2017, 268 zur bayerischen Form der freien Anwaltswahl; sehr str.).

Besonderheiten bei der Verwalterbestellung

Angebote von mehreren Verwaltern müssen im Grundsatz vor der Beschlussfassung der

Wohnungseigentümer über die Bestellung eines neuen Verwalters (OLG Hamm ZMR 2009, 58),

nicht aber vor der Wiederbestellung des amtierenden Verwalters eingeholt werden (BGH, Urteil

vom 01.04.2011, V ZR 96/10, ZMR 2011, 735)

Es genügt für diese Ausnahme wenn die Wohnungseigentümer den noch amtierenden Verwalter

wiederbestellen; er muss nicht mehr förmlich bestellt oder mit einem gültigen Verwaltervertrag

versehen gewesen sein. Dem Gesichtspunkt, dass die Eigentümer den amtierenden Verwalter

und seine Arbeit kennen, kommt Vorrang gegenüber möglichen Einsparungen durch

Beauftragung eines ihnen unbekannten neuen Verwalters zu. Das Fehlen einer förmlichen

Wiederbestellung des Verwalters darf nur nicht zu einer Unterbrechung seiner

Verwaltungstätigkeit geführt haben.

Der Zweitbeschluss über die Wahl des bisherigen Verwalters ist bzgl. Alternativangeboten so zu

behandeln wie die Wiederwahl eines Verwalters (AG Hamburg-Blankenese, Urteil vom

01.04.2015, 539 C 26/14, ZMR 2017, 98)

Wurde der frühere Beschluss über die Bestellung eines (neuen) Verwalters erfolgreich

angefochten, so kann diese ungültige Wahl nicht mit einem Wiederwahlbeschluss der

Gemeinschaft der Wohnungseigentümer geheilt werden, da dies zu einer Umgehung der

Voraussetzung zur Einholung von mehreren Vergleichsangeboten führen würde (LG Dortmund,

Urteil vom 14.06.2016, 1 S 455/15, ZWE 2017, 96).

Soll statt einer Einzelperson eine GmbH, deren Geschäftsführer der bisherige Verwalter ist, zum

Verwalter gewählt werden, handelt es sich nicht um die Wiederbestellung des bisherigen

Verwalters, so dass Alternativangebote einzuholen sind (LG Frankfurt, Beschluss vom

26.03.2018, 2-13 S 27/18).

Wenn ein Nichtberechtigter („Verwalter“ einer Untergemeinschaft) auf der

Eigentümerversammlung zum Verwalter der Gesamt-WEG bestellt werden soll, so müssen

mindestens drei Vergleichsangebote vorliegen, da es sich nicht um eine Wiederbestellung

handelt (LG Hamburg, Urteil vom 22.02.2017, 318 S 46/15, ZMR 2017, 427). Alternativangebote

anderer Verwalter hat nicht der amtierende Verwalter, sondern der Verwaltungsbeirat oder

einer der Sondereigentümer selbst einzuholen.

Dr. Olaf Riecke

www.riecke-hamburg.de 

09.07.2018
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Der Architektenvertrag

Nach den neuen gesetzlichen Regelungen zum Architekten- und Ingenieurvertrag (§ 650p – 650t

BGB) hat der Architekt dem Besteller eine Planungsgrundlage vorzulegen, wenn wesentliche

Planungs- und Überwachungsziele noch nicht vereinbart sind (§ 650p BGB). Nach der

Gesetzesbegründung sollen mit der Zielfindungsphase solche Situationen erfasst werden, in

denen sich der Bauherr mit noch vagen Vorstellungen von dem zu planenden Bauwerk oder der

Außenanlage an den Architekten oder Ingenieur wendet.

Die Parteien sind sich über die wesentlichen Planungs- und Überwachungsziele bei Abschluss

des Architektenvertrags noch nicht einig. Diese müssen erst noch von dem Architekten

ausgearbeitet werden.Die Hauptleistungspflicht des Architekten besteht darin, anhand der

Wünsche, Vorstellungen und Anforderungen des Bestellers die grobe Konzeption des Bauwerks

zu erarbeiten. Dies können etwa grundlegende Eigenschaften des zu planenden Gebäudes, wie

z.B. die Art des Daches, die Zahl der Vollgeschosse oder ähnliche für die Planung grundlegende

Fragen sein. Die von dem Architekten geschuldete Planungsgrundlage kann dann etwa durch

Skizzen oder Beschreibungen des zu planenden Bauwerks erstellt werden.

Erstellen der Kosteneinschätzung

Weitere Hauptleistungspflicht des Architekten ist die Vorlage einer Kosteneinschätzung. Die

Kosteneinschätzung und die Planungsgrundlage sollen dem Bauherren die Entscheidung

ermöglichen, ob er das Bauvorhaben mit dem Architekten zusammen verwirklichen will.

Bislang erbrachte der Architekt die Leistungen, die nun von der Zielfindungsphase erfasst

werden, als kostenlose Akquise. Nach der Neuregelung erhält der Architekt für Leistungen der

Zielfindungsphase eine Vergütung.

Sonderkündigungsrechte

Zwei Wochen nach Vorlage der Unterlagen kann der Besteller den Architektenvertrag kündigen

(§ 650r BGB). Handelt es sich bei dem Besteller um einen Verbraucher, ist dieser auf die

Ausübung des Sonderkündigungsrechts innerhalb der Zwei-Wochenfrist ausdrücklich in

Textform hinzuweisen. Anderenfalls kann der Architektenvertrag auch noch nach Ablauf von

zwei Wochen gekündigt werden. Der WEG-Verwalter hat daher bereits zu Beginn des

Architektenvertrags mit den Eigentümern über eine frühzeitige Beendigung des Vertrags zu

beraten und muss dabei die Kündigungsfrist im Blick zu behalten. Auch der Architekt kann

nach der Zielfindungsphase den Vertrag kündigen, wenn er dem Bauherren eine angemessene

Frist für die Zustimmung zur Planungsgrundlage gesetzt hat und der Besteller seine

Zustimmung verweigert oder innerhalb dieser Frist keine Erklärung abgibt.

Rechtsanwalt Ingo Kolms, LL.M.

wir-wanderer.de
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Schönheitsreparaturen und kein Ende

Den Entwicklungen der Rechtsprechung in Sachen Schönheitsreparaturen zu folgen, ist nicht

immer einfach. Nachdem über Jahre die Rechtsprechung des Bundesgerichtshofs die

Möglichkeit der Umlage der Schönheitsreparaturverpflichtung auf den Mieter immer mehr

eingeschränkt hat, hat das Landgericht Berlin im März letzten Jahres entschieden, dass die

Klausel „Die Kosten der Schönheitsreparaturen trägt der Mieter“ unwirksam ist und zwar

unabhängig davon, ob dies eine Vornahme- der eine Kostenklausel ist und unabhängig davon,

ob die Wohnung renoviert oder unrenoviert übergeben wurde.

Können überhaupt noch Schönheitsreparaturen auf den Mieter abgewälzt werden?

Mit dem Begriff der Schönheitsreparaturen werden Maler- und Tapezierarbeiten im

Innenbereich des Mietobjektes beschrieben, die infolge der Abnutzung beim vertragsgemäßen

Gebrauch erforderlich werden und den optischen Eindruck der Räumlichkeiten beeinträchtigen.

Die Schönheitsreparaturen beschränken sich auf die Beseitigung dieser

Abnutzungserscheinungen; sie dienen bei Wohnräumen der Erhaltung der Wohnlichkeit.

Arbeiten zur Beseitigung anderer – etwa durch Umweltereignisse verursachter – oder

weitergehender Schäden werden nicht erfasst.

Nach der bisherigen Rechtsprechung des Bundesgerichtshofs kann die Verpflichtung zur

Vornahme der Schönheitsreparaturen auf den Mieter abwälzt werden; aber nur wenn:

die Wohnung renoviert übergeben bzw. ein angemessener Ausgleich für die Renovierung

gezahlt wurde

der Mieter nur die laufenden Schönheitsreparaturen und nicht daneben oder nur Anfangs- oder

Endrenovierung schuldet

keine Vorgaben zur Art der Ausführung oder zu den Farben gemacht wurden

keine starren Fristen für die laufende Renovierung vorgeschrieben wurden

keine Arbeiten vorgeschrieben wurden, die außerhalb der Mietsache sind (z.B. Außenanstrich

von Fenstern bzw. Türen)

die eigene Ausführung nicht untersagt wurde (Handwerkerklausel)

und es wirklich nur um Schönheitsreparaturen geht (Parkettklausel).

Das oben genannte Urteil der 67. Zivilkammer des LG Berlin vom 9.3.2017 ist rechtskräftig

geworden, hat aber bisher keine Nachahmer gefunden. In den aktuellen Urteilen zu diesem

Thema geht es immer noch um die Wirksamkeit der Klauseln, aktuell von

Anfangsrenovierungsklauseln im preisfreien (LG Paderborn, Urteil vom 13.12.2017 – unwirksam

bei gleichzeitiger Überwälzung der laufenden Schönheitsreparaturen) oder preisgebundenen

Wohnraum (LG Berlin, Urteil vom 17.11.2017 – wirksam, weil daneben keine laufende

Verpflichtung vereinbart wurde).

Beide Gerichte – es handelt sich um eine andere Kammer des Landgerichts Berlin – gehen daher

immer noch davon aus, dass eine Überwälzung der Schönheitsreparaturverpflichtung möglich

ist. Die oben genannten Voraussetzungen, die der Bundesgerichtshof bislang entschieden hat,
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werden offensichtlich von den Instanzgerichten weiterhin angewendet. Wer Wohnungen in

Berlin vermietet, sollte auf die Rechtsprechung der für die Lage der Wohnung zuständigen

Kammer des Landgerichts schauen; in den Bezirken Mitte, Reinickendorf, Pankow – Ortsteil

Prenzlauer Berg – dürfte die Durchsetzung von Ansprüchen im Hinblick auf

Schönheitsreparaturen aber kaum mehr möglich sein.

Katharina Gündel

www.gross.team

09.07.2018
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Mietrechtsänderung 2018

Die Regierung aus CDU und SPD sieht in der jetzigen Legislaturperiode Veränderungen im

Mietrecht vor. Seit dem 04.06.2018 liegt nun ein erster Referentenentwurf für ein neues

Mietrechtsänderungsgesetz vor, in dem folgende Änderungen angeregt werden.

Die Mietpreisbremse

Die Mietpreisbremse soll ergänzt werden. Der Vermieter soll zukünftig verpflichtet sein,

Auskunft über die vorherige Miete zu geben. Kommt er der Auskunftspflicht nicht nach, soll er

höchstens die nach der Mietpreisbremse zulässige Miete (maximal 10 Prozent über der

ortsüblichen Vergleichsmiete) verlangen können, auch wenn eine Ausnahme vorliegt, die eine

höhere Miete rechtfertigen würde. Das Verfahren um Verstöße gegen diese Auskunftspflicht zu

melden, soll für Mieter vereinfacht werden. Und die gesetzliche Grundlage zur Einführung und

Schaffung eines „qualifizierten Mietspiegels“ soll prüft werden. 

Modernisierungsumlage 

Auch im Bereich Modernisierungsumlage sieht die neue Regierung einige Änderungen vor: Die

Umlage der Kosten auf die Mieter bei Modernisierungsmaßnahmen soll zukünftig nicht mehr als

drei Euro je Quadratmeter Wohnfläche innerhalb von sechs Jahren betragen. Zudem soll in

Gebieten mit einer geltenden Kappungsgrenze für Mieterhöhungen die Modernisierungsumlage

von elf auf acht Prozent für einen Zeitraum von fünf Jahren abgesenkt werden. Gleichzeitig soll

das formelle Verfahren für die Berechnung der Modernisierungsumlage vereinfacht werden.

Demnach sollen Vermieter für Modernisierungsmaßnahmen mit einem Volumen von bis zu

10.000 Euro 30 Prozent für den Erhaltungsaufwand abziehen und den Rest als

Modernisierungskosten umlegen können.

Der Präsident des BVI Bundesfachverband der Immobilienverwalter, Thomas Meier, sieht den

vorgelegten Entwurf kritisch: „Die angespannte Lage auf dem Mietimmobilienmarkt

Deutschlands wird sich durch die mögliche Umsetzung dieses Referentenentwurfs nicht

verbessern. Im Gegenteil - eine Verschärfung der Mietpreisbremse und der

Modernisierungshemmnisse wird die Situation für viele Mieter und Vermieter noch belastender

machen. Wir fordern ein Mietrecht, das sich an den Bedürfnissen der Bewohner und den realen

wirtschaftlichen Gegebenheiten orientiert.“ Den vollständigen Referentenentwurf finden Sie auf

der Internetseite desDeutschen Mietgerichtstages.

BVI e.V.

09.07.2018
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Mehrheitserfordernis bei Ladevorrichtung für Elektroautos?

Ein Wohnungseigentümer möchte sich gerne ein Elektroauto anschaffen und fragt beim

Verwalter nach, ob er sich im Bereich seines Tiefgaragen-Stellplatzes den notwendigen

Stromanschluss für die erforderliche Ladestation auf eigene Kosten installieren darf.

Der Verwalter bittet den Wohnungseigentümer einen entsprechenden Antrag für die nächste

Eigentümerversammlung einzureichen, damit die Wohnungseigentümergemeinschaft (WEG) die

Umsetzung der Maßnahme genehmigen kann. Der Verwalter fragt sich, mit welcher

Stimmenmehrheit der Antrag genehmigt werden muss.

Die Bundesregierung hat das Ziel, dass bis zum Jahr 2020 eine Million Elektrofahrzeuge

zugelassen sein sollen. In der Praxis beschäftigen sich viele Verwalter damit, unter welchen

Bedingungen die erforderlichen Ladestationen - soweit das gemeinschaftliche Eigentum

betroffen ist - installiert werden können. Handelt es sich um eine Modernisierungsmaßnahme

im Sinne des § 22 Abs. 2 WEG i. V. mit § 555b Nr. 2 BGB (Modernisierungsmaßnahmen sind

bauliche Veränderungen durch die nicht erneuerbare Primärenergie nachhaltig eingespart oder

das Klima nachhaltig geschützt wird.) oder kommt die bauliche Veränderung gemäß § 22 Abs. 1

WEG zum Tragen?

Aktuell geht man in der Rechtsprechung davon aus, dass es sich bei der Installation einer

Ladestation für Elektroautos um eine bauliche Veränderung im Sinne des § 22 Abs. 1 WEG

handelt und somit die Zustimmung der benachteiligten Wohnungseigentümer erforderlich ist.

Aber selbst wenn man eine Modernisierungsmaßnahme (§ 22 Abs. 2 WEG) annimmt (bei

Individualinteresse oder sogar bei einer zentralen Lösung durch die WEG), werden auf dieser

Grundlage kaum Beschlüsse zustande kommen, weil die doppelt qualifizierte Mehrheit (75% der

Eigentümer nach Köpfen und mehr als 50% der Miteigentumsanteile) überwiegend nicht

erreicht werden kann.

Bisher nur wenig Rechtssprechungen zum Thema

Dies führt natürlich in der Praxis zu vielen Problemen, weil das Gesetz keine klare Linie verfolgt

und sichere Vorgaben macht, an denen sich der Verwalter oder die

Wohnungseigentümergemeinschaft orientieren können.In der Rechtsprechung gibt es bisher nur

wenige Entscheidungen, die sich mit diesem Thema beschäftigen. So entschied das LG

München (21.01.2016, 36 S 2041/15, ZMR 2016, 569) gegen einen Eigentümer, ähnlich befand

das AG Berlin-Schöneberg (Urteil vom Urt. vom 05.04.2015 - 771 C87/14, ZMR 2017, 431).

Neue Rechtslage auf dem Weg

Bei Anträgen von Wohnungseigentümern (Individualinteresse) zur Installation von

Ladestationen sollte man aktuell noch von der Baulichen Veränderung im Sinne des § 22 Abs. 1

WEG ausgehen, so dass die Zustimmung aller nachteilig betroffenen Wohnungseigentümer (in

der Regel dann sämtliche Wohnungseigentümer) erforderlich ist.
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Mit der Drucksache 19/401 wurde ein neuer Gesetzesentwurf auf den Weg gebracht, wonach

die Installation von Ladestationen in WEG erleichtert werden soll. Damit könnte die Rechtslage

nach dem Entwurf wie folgt aussehen:

Änderung des Wohnungseigentumsgesetzes

Das Wohnungseigentumsgesetz in der im Bundesgesetzblatt Teil III, Gliederungsnummer 403-1,

veröffentlichten bereinigten Fassung, das zuletzt durch … [Artikel 4 des Gesetzes vom 5.

Dezember 2014 (BGBl. I S. 1962)] geändert worden ist, wird wie folgt geändert:

1. In § 16 Absatz 4 Satz 1 wird die Angabe „§ 22 Abs. 1 und 2“ durch die Wörter „§ 22 Absatz 1 bis

3“ ersetzt.

2. § 22 wird wie folgt geändert:

a) Dem Absatz 1 werden die folgenden Sätze angefügt: „Die Zustimmung ist ferner nicht

erforderlich zu baulichen Veränderungen, die für eine behindertengerechte Nutzung des

Sonder- und Gemeinschaftseigentums oder für die Installation einer Ladeeinrichtung für ein

elektrisch betriebenes Fahrzeug im Sinne des § 2 des Elektromobilitätsgesetzes erforderlich

sind, wenn ein berechtigtes Interesse an der Maßnahme besteht und die Maßnahme nicht die

Eigenart der Wohnanlage ändert; dies gilt nicht, wenn das Interesse an der unveränderten

Erhaltung des gemeinschaftlichen Eigentums oder der Wohnanlage das Interesse an der

Maßnahme überwiegt. Satz 3 kann durch Vereinbarung der Wohnungseigentümer nicht

eingeschränkt oder ausgeschlossen werden.“

b) Nach Absatz 2 wird folgender Absatz 3 eingefügt:

„(3) Maßnahmen gemäß Absatz 1 Satz 1, die für eine behindertengerechte Nutzung des Sonder-

oder Gemeinschaftseigentums erforderlich sind, können abweichend von Absatz 1 durch eine

Mehrheit von drei Viertel aller stimmberechtigten Wohnungseigentümer im Sinne des § 25

Absatz 2 und mehr als der Hälfte aller Miteigentumsanteile beschlossen werden, wenn ein

Wohnungseigentümer ein berechtigtes Interesse daran hat und die Maßnahmen keinen

Wohnungseigentümer gegenüber anderen unbillig beeinträchtigen. Die Befugnis im Sinne des

Satzes 1 kann durch Vereinbarung der Wohnungseigentümer nicht eingeschränkt oder

ausgeschlossen werden.“

c) Die bisherigen Absätze 3 und 4 werden die Absätze 4 und 5.

Eine Gesetzesänderung ist natürlich für Wohnungseigentümergemeinschaften hilfreich.

Abzuwarten bleibt, ob sich durch die neue Formulierung des § 22 WEG weitere unbeantwortete

Rechtsfragen ergeben und die oftmals juristische beziehungsweise gerichtliche Klärung somit

wieder auf die WEG verschoben wird.

Massimo Füllbeck
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Was müssen Verwalter bei der digitalen

Kundenkommunikation mit Eigentümern beachten?

Wettbewerbs- und datenschutzrechtliche Aspekte

Immobilienverwalter und -makler nutzen seit längerem intensiv die Möglichkeiten, welche die

digitale Kommunikation bietet. Digitale Medien sind für die optimierte Betreuung von

Eigentümern und Mietern sowie für den werblichen Auftritt zur Gewinnung neuer Kunden

unverzichtbar geworden. Dabei werden die sich aus dem Datenschutzrecht ergebenden

Beschränkungen und wettbewerbsrechtlichen Regelungen in ihrer Reichweite oftmals

unterschätzt.

Verletzung des Datenschutzes

Durch die EU-Datenschutz-Grundverordnung (DS-GVO) und das zeitgleich am 25.5.2018 in

Kraft getretene neue Bundesdatenschutzgesetz (BDSG 2017) ergeben sich wesentliche

Verschärfungen bei einer Verletzung des Datenschutzes bzw. der Datensicherheit. 

So sind Verletzungen des Datenschutzes unverzüglich (möglichst innerhalb von 72 Stunden)

dem Landesdatenschutzbeauftragten zu melden, es sei denn, dass die Verletzung

voraussichtlich keine Gefahr für die Rechtsgüter natürlicher Personen mit sich gebracht hat. Ist

eine erhebliche Gefahr für Rechtsgüter betroffener Personen gegeben, so hat der

Verantwortliche auch die betroffenen Personen unverzüglich über den Vorfall zu

benachrichtigen.

 Bereits nach der bisherigen Rechtslage wurde Schadensersatz geschuldet, sofern die

Datenverarbeitung rechtswidrig war und dem Betroffenen ein Schaden entstanden ist, was

regelmäßig nur im geschäftlichen Rechtsverkehr relevant war.

 Nunmehr kann aber ungeachtet vom Eintritt eines Vermögenschadens vom Betroffenen eine

angemessene Entschädigung in Schmerzensgeld verlangt werden. Abgesehen davon kann die

Aufsichtsbehörde Verstöße gegen die Vorschriften des Datenschutzes mit empfindlich hohen

Bußgeldern ahnden. 

Dabei ist besonders zu berücksichtigen, dass die DS-GVO und das BDSG eine Umkehr der

Beweislast vorsehen, da der Verantwortliche den Nachweis zu erbringen hat, dass er sämtliche

Vorschriften des Datenschutzes sowie der Datensicherheit erfüllt hat.

Verletzung des Wettbewerbsrechts

Besondere Vorsicht ist mit Blick auf die Folgen wettbewerbsrechtlicher Abmahnungen bei der

Veröffentlichung von Immobilienangeboten (Miete und Kauf) geboten.
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Wird vor dem Verkauf oder der Vermietung einer Immobilie eine Anzeige in kommerziellen

(typischerweise digitalen) Medien aufgegeben und liegt zu diesem Zeitpunkt ein Energieausweis

vor, so hat der Verkäufer oder Vermieter sicherzustellen, dass hierin fünf Pflichtangaben zum

Energieausweis enthalten sind.

Dabei war bisher fraglich, ob ein Verstoß gegen die Informationspflicht durch den die Anzeige

schaltenden Verwalter oder Makler überhaupt ein wettbewerbswidriges und damit gegen den

Verbraucherschutz verstoßendes Verhalten darstellt, das zu Recht gemäß des Gesetzes gegen

den unlauteren Wettbewerb kostenpflichtig abgemahnt werden kann und zur Abgabe einer

strafbewehrten Unterlassungserklärung verpflichtet. Denn nach dem Wortlaut des § 16a EnEV

sind nur der Verkäufer und der Vermieter informationspflichtig.

Hierzu hat der BGH entschieden, dass gegen den Verwalter oder Makler zwar kein

Unterlassungsanspruch wegen eines Verstoßes gegen § 16a EnEV besteht, da dieser nicht

Adressat der Informationspflicht ist. Indes ergibt sich nach Auffassung des BGH ein

wettbewerbswidriges und abmahnwürdiges Verhalten des Verwalters oder Maklers, wenn er

eine die Pflichtangaben gem. § 16a EnEV nicht oder nicht vollständig enthaltende

Immobilienanzeige schaltet. Ausschlaggebender Punkt ist in diesem Fall die Irreführung des

Verbrauchers durch das Vorenthalten wesentlicher Informationen.

Rüdiger Fritsch

www.krall-kalkum.de

28.05.2018
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Moderne Durchführung der Eigentümerversammlung - Von

der Vergangenheit in die Gegenwart

Die Eigentümerversammlung ist das zentrale Gremium der Eigentümergemeinschaft. Ablauf,

Stimmprinzipien, Beschlussmehrheiten und Form sind alle im WEG-Gesetz geregelt und gehen

aus aktuellen BGH-Urteilen hervor. Jetzt könnte auch sie digital transformiert werden. 

Im Grundsatz ist eine Eigentümerversammlung ein „alter Hut“: Menschen kommen nach einer

Ladung an einem Ort zusammen, bereden dort Gegenstände und entscheiden, wie es weiter

gehen soll. Dann gehen sie wieder auseinander.

Digitale Versammlung noch in den Kinderschuhen

Wohnungseigentümer sind befugt, auf die Durchführung ihrer Versammlung einzuwirken. Ob

sie diese gleichsam abschaffen und durch eine digitale Versammlung ersetzen könnten, ist

allerdings unerprobt. Beispielgebend dürften wohl Regelungen des Gesellschaftsrechts sein.

Danach ist es möglich zu vereinbaren, dass sich Wohnungseigentümer zu einer „stationären“

Versammlung elektronisch zuschalten. Dies bedeutet, dass zu einer „normalen“ Versammlung

mit allem Drum und Dran zu laden ist, Wohnungseigentümer aber befugt sind, an dieser

„Kernversammlung“ (= wenigstens der Verwalter in einem Raum) von einem anderen Punkt aus

teilzunehmen. 

Wie man dann allerdings die Beschlussfähigkeit für jeden Tagesordnungspunkt klärt, wie man

die Nichtöffentlichkeit sichert und wie sich Diskussion, Abstimmung, Beschlussfeststellung und

Beschlussverkündung darstellen, wie man auf „Störer“ reagiert, die Redezeit einschränkt, die

Daten sichert und wie man sich vor „Hackern“ schützt: Dies alles ist völlig unklar. 

Elektronische Kommunikation mit einem Vertreter

Da es Vereinbarungen, die eine virtuelle Versammlung anordnen, zurzeit noch nicht gibt, und

deren Einrichten mit großen Problemen behaftet ist, kann man über Umgehungsmöglichkeiten

nachdenken. Eine besteht sicher darin, das ein Wohnungseigentümer sich in der Versammlung

vertreten lässt, mit dem Vertreter laufend per Telefon, SMS oder Messengerdiensten Kontakt

hält und diesen dann bilateral anweist, wie er sich in der Versammlung verhalten soll. Um den

Kontakt zu erleichtern, kann man eine Webcam oder eine vergleichbare Kamera in der

Versammlung installieren – etwa hinter dem Verwalter mit Blick auf die Versammlung – und die

von einer solchen Kamera aufgenommenen Bilder und Töne ins Internet senden. Soweit und

solange alle in der Versammlung anwesenden Wohnungseigentümer mit der Übertragung von

Bild und Ton (eine Aufzeichnung und Speicherung sollte nicht erfolgen) einverstanden sind,

dürfte gegen diese Erleichterung nichts sprechen. Der Vertretene kann dann den Vertreter

nämlich leicht anweisen, weiß er doch über alles Bescheid, übt aber – jedenfalls nicht
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unmittelbar – seine Versammlungsrechte weder ganz noch teilweise auf dem Weg

elektronischer Kommunikation aus. 

Schriftliche Beschlüsse per E-Mail oder App

Eine weitere Möglichkeit, Versammlungen zu umgehen und eine virtuelle Realität zu schaffen,

könnte der schriftliche Beschluss sein. Hier könnte man sich gegebenenfalls eine Abstimmung

per E-Mail kombiniert mit einer Adhoc-Vereinbarung vorstellen, die die eigentlich notwendige

Schriftform verzichtbar macht. Ferner wäre eine App vorstellbar, die eine elektronische Signatur

vorsieht und als „Plattform“ für schriftliche Beschlüsse dient.

Koalitionsvertrag gibt Anlass zur Hoffnung

Um die Gegenwart zu verändern, wäre es am besten, wenn die neue Bundesregierung die

heutigen Bestimmungen zur Versammlung entstaubt und wenigstens entsprechend § 118 AktG

Erleichterungen schafft. Immerhin hat sie in ihrem Koalitionsvertrag vereinbart, Regelungen des

Wohnungseigentumsrechts zu reformieren. 

Dr. Oliver Elzer

www.oliverelzer.de

27.05.2018
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Die Mieterhöhungserklärung bei vereinbarter Indexmiete im

Wohnraummietverhältnis

Mit dem Inkrafttreten des Mietrechtsreformgesetzes zum 01.09.2001 wird durch § 557 b BGB

bestimmt, unter welchen Voraussetzungen eine Indexmiete im Wohnraummietverhältnis

vereinbart werden kann und in welcher Art und Weise die Erhöhung zu erklären ist.

Gemäß § 557 b BGB können die Vertragsparteien schriftlich vereinbaren, dass die Miete durch

den vom Statistischen Bundesamt ermittelten Preisindex für die Lebenshaltung aller privaten

Haushalte in Deutschland bestimmt wird.

Eine Änderung der Miete nach der vereinbarten Indexklausel muss der Vermieter durch

Erklärung in Textform gegenüber dem Mieter geltend machen. Dabei sind die eingetretene

Änderung des Preisindexes sowie die jeweilige Miete oder die Erhöhung in einem Geldbetrag

anzugeben. Die geänderte Miete ist mit Beginn des übernächsten Monats nach Zugang der

Mieterhöhungserklärung vom Mieter zu entrichten.

Umstritten war bisher die Frage, ob ein wirksames Mieterhöhungsbegehren des Vermieters bei

vereinbarter Indexmiete voraussetzt, dass zusätzlich angegeben werden muss, welche

prozentuale Veränderung sich aus dem im Mieterhöhungsschreiben mitgeteilten Indexdaten

ergibt.

Die Entscheidung

Bei Vereinbarung einer Indexmiete im Wohnraummietverhältnis muss der Vermieter eine

Änderung der Miete nach § 557 b Abs. 1 BGB durch Erklärung in Textform geltend machen. Im

Rahmen dieser Mieterhöhungserklärung müsse der Vermieter, so der BGH:

1. die eingetretene Änderung des Preisindexes sowie

2. die jeweilige Miete oder die Erhöhung in einem Geldbetrag angeben.

Ein wirksames Mieterhöhungsbegehren bei vereinbarter Indexmiete erfordert nicht, dass der

Vermieter – über den eindeutigen und abschließenden Wortlaut des § 555 b Abs. 3 BGB hinaus

– zusätzlich angibt, welche prozentuale Veränderung sich aus den im Erhöhungsschreiben

mitgeteilten Indexdaten ergibt. (BGH, Urteil vom 22.12.2017 – VIII ZR 291/16)

Bedeutung

Die Möglichkeit zur Erhöhung der Miete nach § 557 b BGB stellt für den Vermieter eine

geeignete und auch rechtssichere Möglichkeit zur Erhöhung der vereinbarten Miete dar. Denn

der Umfang der Mieterhöhung bei vereinbarter Indexmiete kann im Gegensatz zu einer
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Mieterhöhung nach § 558 BGB konkret bestimmt werden. Die Entscheidung des

Bundesgerichtshofs erleichtert es dem Vermieter, die Mieterhöhung nach § 557 b BGB zu

begründen, zumal der Vermieter nach der Entscheidung nicht verpflichtet ist, zusätzlich zu den

in § 557 b Abs. 3 BGB genannten Voraussetzungen auch die Differenz zwischen dem

Ausgangspreisindex und dem geänderten Preisindex anzugeben.

Zwar stellt § 557 b BGB einen einfachen Weg dar, die Miete zu erhöhen. Allerdings sollte sich

der Vermieter bei Vereinbarung einer Indexmiete darüber im Klaren sein, dass während der

Dauer der Indexmietvereinbarung keine Mieterhöhung nach § 558 BGB geltend machen kann

und darüber hinaus Mieterhöhungen nach § 559 BGB wegen durchgeführter

Modernisierungsmaßnahmen ausgeschlossen sind.

Karsten Schöneck

kanzlei@ragross.de

26.05.2018
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Fälligkeit der Abrechnung im Zeitpunkt des Ausscheidens des

Verwalters

Die Pflicht zur Erstellung der Jahresabrechnung gemäß § 28 Abs. 3 WEG trifft den Verwalter,

der zum Zeitpunkt der Entstehung der Abrechnungspflicht Amtsinhaber ist. Scheidet der

Verwalter im Laufe des Wirtschaftsjahres aus seinem Amt aus, schuldet er – vorbehaltlich einer

abweichenden Vereinbarung – die Jahresabrechnung für das abgelaufene Wirtschaftsjahr

unabhängig davon, ob im Zeitpunkt seines Ausscheidens die Abrechnung bereits fällig war.

Die wichtige Frage, welcher Verwalter bei einem Wechsel die Abrechnung für das

abgeschlossene Wirtschaftsjahr zu erstellen hat, hat der BGH in einem Urteil vom 16.02.2018 (V

ZR 89/17) nur zum Teil entschieden. Bislang war umstritten, ob der Verwalter in der Pflicht

steht, der zum Zeitpunkt der Entstehung der Abrechnungspflicht das Amt inne hat – oder der,

der bei Fälligkeit der Abrechnungspflicht im Amt ist. Dies hat der BGH jetzt dahingehend

entschieden, dass die Pflicht zur Erstellung der Jahresabrechnung den Verwalter trifft, der zum

Zeitpunkt der Entstehung der Abrechnungspflicht Amtsinhaber ist. Damit kommt es jedenfalls

für die Frage, wer die Abrechnung zu erstellen hat, nicht mehr darauf an, wer nach drei

Monaten, sechs oder neun Monaten Verwalter ist. Nach Auffassung des Senates wird durch das

Kriterium der Fälligkeit lediglich eine Aussage darüber getroffen, wann eine Leistung verlangt

werden kann, nicht aber darüber, wer sie zu erbringen hat. Demgegenüber bestimme der

Zeitpunkt der Entstehung der Schuld auch die Person des Schuldners. Die insoweit einmal

entstandene Verpflichtung zur Erstellung der Jahresabrechnung bestehe auch dann fort, wenn

der Verwalter aus dem Verwalteramt ausscheidet, sie gehe nicht auf den neuen Verwalter über.

Vielmehr zähle die Erstellung der Jahresabrechnung zu einer über den Ablauf des

Vertragsverhältnisses hinaus bestehenbleibenden, nachwirkenden Verpflichtung, für die auch

keine zusätzliche Vergütung verlangt werden könne.

Was ausdrücklich (noch) nicht entschieden wurde, ist der konkrete Zeitpunkt

Die Frage, wann die Abrechnungspflicht konkret entstanden ist, ob am letzten Tag des

Wirtschaftsjahres oder aber am ersten Tag des Folgejahres hat der BGH letztlich nicht

entschieden, weil es im vorliegenden Fall darauf nicht ankam. Der Verwalterwechsel wurde erst

Mitte Januar des Folgejahres vollzogen. Der ausführlichen Darlegung und Begründung der

Meinung, die auch die Vorinstanz vertreten hat, dass der am ersten Tag des Folgejahres im Amt

befindliche Verwalter die Abrechnung zu erstellen hat, kann wohl eine Tendenz des BGH hierzu

entnommen werden. Dies gilt umso mehr, als die gesetzliche Regelung des §28 Abs. 3 WEG vom

Wortlaut her die Pflicht zur Erstellung nach Ablauf des Wirtschaftsjahres normiert. Damit wird

wohl kaum in Einklang zu bringen sein, die Abrechnungspflicht noch am letzten Tag des

laufenden Wirtschaftsjahres entstehen zu lassen. 
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Was bedeutet das für die Praxis?

Bei dem sehr häufigen Fall des Verwalterwechsels zu Beginn eines Kalenderjahres und dem fast

regelmäßig anzutreffenden Gleichlauf von Wirtschaftsjahr und Kalenderjahr bedeutet dies, dass

der zum 1. Januar des Folgejahres im Amt befindliche (neue) Verwalter die Abrechnung des

Vorjahres zu erstellen hat. Will er dies auch angesichts der vereinbarten Vergütungsregelung

vermeiden, müsste er darauf hinwirken, dass sein Verwalteramt nicht zum 1. Januar, sondern

erst später beginnt. Dies dürfte aber in Anbetracht des für die Wirksamkeit eines

Verwalterbestellungsbeschlusses erforderlichen Maßstabs ordnungsgemäßer Verwaltung nur

schwer umsetzbar sein.

Die Erstellung einer Jahresabrechnung für eine Verwaltungszeit, in der ein anderer Verwalter

die Buchführung inne hatte, gestaltet sich in der Praxis oftmals sehr viel schwieriger, als dies

von der Rechtsprechung pauschal unterstellt wird und ist vielleicht bei der Kalkulation des

normalen Verwalterentgeltes nicht ausreichend mitberücksichtigt. Es stellt sich daher die Frage,

ob der Verwalter hier eine Sondervergütung vereinbaren kann. Für Tätigkeiten, die zu dem

normalen Pflichtenkreis des Verwalters gehören, eine zusätzliche Vergütung zu vereinbaren,

würde dem Grundsatz ordnungsgemäßer Verwaltung widersprechen. Ein darauf basierender

Formularvertrag würde wohl gegen das Transparenzgebot verstoßen. Andererseits ist der

ausscheidende Verwalter zur vollumfänglichen Rechnungslegung verpflichtet (§ 28 Abs. 4

WEG), sodass der neue Verwalter erwarten darf, dass ihm diese bei Erstellung der

Jahresabrechnung vorliegt und somit die Arbeit erleichtert. Diesen Anspruch können die

Eigentümer durch Mehrheitsbeschluss geltend machen; der neue Verwalter darf dieses

erwarten. Säumnisse des Vorverwalters nachzuholen, gehört sicherlich nicht zum Pflichtenkreis

des Verwalters, der durch die normale Verwaltervergütung abgegolten ist. Soweit der neue

Verwalter daher hier im Pflichtenkreis des ausgeschiedenen Verwalters tätig werden muss, sind

keine Gründe ersichtlich, weshalb hierfür nicht eine Sondervergütung vereinbart werden kann. 

Klaus Fuhrmann

info@rafuhrmann.de

25.05.2018
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Der Verbraucherbauvertrag - Zusätzliche Rechte für die WEG

Für die WEG und den Verwalter sind die neu eingeführten Regelungen zum

Verbraucherbauvertrag (§§ 650i - 650n BGB) besonders wichtig, da nach der Rechtsprechung

des BGH (VIII ZR 243/13 vom 24.03.2015) eine WEG regelmäßig als Verbraucher im Rechtssinne

angesehen wird. Verbraucherbauverträge sind nach der Gesetzesdefinition Verträge, durch die

der Unternehmer von einem Verbraucher zum Bau eines neuen Gebäudes oder zu erheblichen

Umbaumaßnahmen an einem bestehenden Gebäude verpflichtet wird. Der nachträgliche Anbau

von Balkonen oder die Neuerrichtung des Daches dürften danach den Vorschriften des

Verbraucherbauvertrags unterliegen. Kleinstaufträge hingegen nicht.

Eine wichtige Neuerung besteht darin, dass der Verwalter einen Verbraucherbauvertrag binnen

14 Tagen nach Vertragsschluss widerrufen kann (§ 650l BGB). Auf das Widerrufsrecht hat der

Unternehmer hinzuweisen. Erfolgt kein Hinweis, kann der Vertrag mitunter noch ein Jahr nach

Vertragsschluss widerrufen werden.

Textliche Fixierung des Verbraucherbauvertrags

Verbraucherbauverträge sind in Textform (z.B. E-Mail oder Fax) abzuschließen. Hierdurch wird

die Position der WEG zusätzlich verbessert, da der konkrete Vertragsinhalt textlich fixiert und

dadurch für die WEG leichter zu beweisen ist. 

Daneben ist der WEG eine Baubeschreibung mit gesetzlich vorgeschriebenen Mindestangaben

zum Beispiel zum Brandschutz- und Schallschutzstandard vor Vertragsschluss zu übergeben (§

650 j BGB). Der WEG wird eine direkte Vergleichbarkeit von Unternehmerangeboten ermöglicht.

Die Baubeschreibung wird Vertragsinhalt (§ 650 k BGB). 

Fünfprozentiger Einbehalt als Sicherheit 

Bei Verbraucherbauverträgen kann die WEG von der ersten Abschlagsrechnung 5 Prozent der

Gesamtvergütung als Sicherheit für die Vertragserfüllung abziehen. Erhöht sich das

Auftragsvolumen etwa durch Nachträge um mehr als 10 Prozent, ist ein weiterer 5-prozentiger

Einbehalt von der nächsten Abschlagsrechnung möglich. Die WEG erhält dadurch Sicherheiten

von Gesetzes wegen. Anders als bei Einbeziehung der VOB/B, bedarf es keiner gesonderten

vertraglichen Vereinbarung. Der Unternehmer seinerseits kann von der WEG keine Sicherheiten

verlangen, die 20 Prozent der Gesamtvergütung oder die nächste Abschlagsrechnung

übersteigen.

Pflicht zur Herausgabe der Unterlagen

In der Vergangenheit kam es gelegentlich zu Streitigkeiten über die Herausgabe von Unterlagen.

Der Gesetzgeber hat die Problematik erkannt. Nach Fertigstellung des Werks hat der
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Unternehmer nun Unterlagen zu erstellen und herauszugeben, die benötigt werden, um

gegenüber Behörden erforderliche Nachweise zur Einhaltung öffentlich-rechtlicher Vorschriften

(zum Beispiel EnEV) führen zu können (§ 650 n BGB).

Ingo Kolms

www.wir-wanderer.de

24.05.2018
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Beschlusskompetenzen in der Mehrhausanlage

Die Verwaltung von Mehrhausanlagen stellt für den WEG-Verwalter stets eine besondere

Herausforderung dar. In der Gemeinschaftsordnung finden sich Regelungen zur getrennten

Kostentragung, über gesonderte Instandsetzungspflichten und die Zuweisung spezieller

Stimmrechte in der Eigentümerversammlung. Vielfach wird sogar geregelt, dass separate

Wirtschaftspläne und Jahresabrechnungen zu fertigen und darüber hinaus getrennte

Eigentümerversammlungen abzuhalten sind. Dabei stellt sich nun die Frage, wie weit eine

solche „Atomisierung“ gehen kann, denn trotz aller abweichenden Vereinbarungen handelt es

sich immer noch um eine einheitliche Wohnungseigentümergemeinschaft. Zu dieser Frage hat

der Bundesgerichtshof nun in einer Grundsatzentscheidung (Urt. v. 10.11.2017 – V ZR 184/16)

Stellung bezogen.

Nach Auffassung des Bundesgerichtshof könne gemäß § 10 Abs. 2 Satz des

Wohnungseigentumsgesetzes durch die Gemeinschaftsordnung für eine Mehrhausanlage den

Mitgliedern der für einzelne Gebäude oder Gebäudekomplexe gebildeten Untergemeinschaften

die Kompetenz eingeräumt werden, unter Ausschluss der anderen Eigentümer die

Durchführung von Instandhaltungs-, Instandsetzungs- und Sanierungsarbeiten zu beschließen,

die ein zu der jeweiligen Untergemeinschaft gehörendes Gebäude betreffen. Dabei müsse aber

zugleich bestimmt werden, dass die durch diese Maßnahmen verursachten Kosten im

Innenverhältnis allein von den Mitgliedern der jeweiligen Untergemeinschaft zu tragen sind. 

www.kostenlose-urteile.de

23.05.2018
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Pflicht des Verwalters zur Anmeldung der bevorrechtigten

Hausgeldansprüche im Zwangsversteigerungsverfahren

Der BGH entschied mit Urteil vom 08. 12. 2017 – V ZR 82/17: „Wird von Dritten die

Zwangsversteigerung in das Sondereigentum eines Wohnungseigentümers betrieben, ist der

Verwalter grundsätzlich verpflichtet, die bevorrechtigten Hausgeldansprüche der

Wohnungseigentümergemeinschaft in dem Zwangsversteigerungsverfahren anzumelden.“

Die Pflicht des Verwalters ergibt sich insbesondere aus dem § 27 Abs. 1 Nr. 4, Abs. 3 Satz 1 Nr. 2

WEG. Die Wohnungseigentümergemeinschaft muss aber berechtigt sein, die

Hausgeldansprüche zu verlangen. In der Praxis ist es aber für den Verwalter meist schwierig zu

beurteilen, ob der Betroffene „werdender Eigentümer“ ist. Hierbei genügt es nicht, dass nur in

das Grundbuch Einsicht genommen wird. Vielmehr muss der werdende Eigentümer auch den

Besitz an der Wohnung haben. Ein werdender Eigentümer liegt nicht vor, wenn er sich den

Besitz durch verbotene Eigenmacht verschafft. Im Übrigen lehnt der BGH die dingliche Wirkung

des Vorrechts nach dem § 10 Abs. 1 Nr. 2 ZVG ab. Die dingliche Haftung des Wohneigentums

wird in der Zwangsversteigerung präzisiert und bestimmt. Schließlich macht sich der Verwalter

nach dem § 280 Abs. 1 BGB schadensersatzpflichtig, wenn er die Hausgeldansprüche nicht

rechtzeitig geltend macht.

www.jurion.de

22.05.2018
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Funk-Messtechnik wird voraussichtlich Pflicht in Europa -

Novellierung der EU-Energieeffizienz-Richtlinie

Noch in diesem Jahr soll die novellierte EU-Energieeffizienz-Richtlinie (EED) verabschiedet

werden. Die EU will ihre Mitgliedsstaaten dazu verpflichten, zusätzliche Energie-

Einsparpotenziale zu nutzen. Unterjährige Verbrauchsinformationen sollen Hausbewohner beim

Energiesparen unterstützen.

Die EU-Energieeffizienz-Richtlinie (EED), die seit 04.12.2012 gilt, wird derzeit auf europäischer

Ebene reformiert. Noch läuft das Gesetzgebungsverfahren; verschiedene Vorstellungen der

Europäischen Kommission, des Europäischen Parlaments und des Europäischen Rates müssen

zusammengeführt und konsolidiert werden. Für die Verbrauchserfassung von Wärme, Kälte und

Warmwasser sind die Paragraphen 9 bis 11 und der Anhang VII maßgeblich. Hier unterscheiden

sich die jeweiligen Positionen nur in Details. Übereinstimmend sind folgende Kernaussagen,

welche die Transparenz für Verbraucher erhöhen:

Ab 2020 installierte Zähler und Kostenverteiler sollen fernablesbar sein, wenn dies

technisch machbar, kosteneffizient durchführbar und im Hinblick auf die möglichen

Energieeinsparungen verhältnismäßig ist.

Bereits installierte, nicht fernablesbare Zähler und Kostenverteiler sollen bis 2027 mit

dieser Funktion nachgerüstet oder durch fernablesbare Geräte ersetzt werden.

Ab 2022 sollen Hausbewohner unterjährige Verbrauchsinformationen erhalten,

vorausgesetzt, die erforderliche Messtechnik ist im Haus verfügbar.

Mehr Transparenz für Verbraucher

Mit all diesen Regelungen will die EU zum einen eine aktivere Beteiligung des

Immobiliensektors an der Energiewende, zum anderen Vorteile für die Verbraucher erreichen:

Mit unterjährigen Verbrauchsinformationen können Hausbewohner viel besser nachvollziehen,

wie sich ihr Verhalten auf die Energiekosten auswirkt. Sie können zeitnah reagieren und ihren

Verbrauch sowie die Kosten senken. „Die EU will die Transparenz und zugleich den Komfort für

die Verbraucher erhöhen: Sie sollen regelmäßig über ihren aktuellen Verbrauch informiert

werden, ohne dass jedes Mal ein Ableser die Wohnung betreten muss“, erklärt Ralf Moysig,

Geschäftsführer für zentrale Services und Organisation bei Minol.

Auf Fernablesung einstellen

Dem aktuellen Stand zufolge soll die EED-Novelle spätestens zum Herbst 2018 verabschiedet

werden. Im Anschluss daran müssen die Mitgliedsländer der EU die europäische Richtlinie noch

in ihr jeweiliges nationales Recht umsetzen, in Deutschland wahrscheinlich in Form der

Heizkostenverordnung. Dabei kann es noch geringe Abweichungen geben.
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„Wohnungsunternehmen, Verwalter und Vermieter können aber bereits davon ausgehen, dass

auf lange Sicht kein Weg an einer funkbasierten Fernablesung und Abrechnung des Wärme-

und Wasserverbrauchs vorbeiführen wird. Eine Fernablesung ist für die Immobilienwirtschaft

auch die technisch einzige Möglichkeit, unterjährige Verbrauchsinformationen mit nur geringen

Investitionskosten bereitzustellen“, sagt der Minol-Geschäftsführer. Die erwarteten

Gesetzesänderungen sind umso relevanter, als die Mess- und Erfassungsgeräte in Gebäuden für

mehrere Jahre installiert werden: Kaltwasserzähler haben eine Eichfrist von sechs,

Warmwasser- und Wärmezähler von fünf Jahren. Die Lebensdauer von Heizkostenverteilern

hängt von der Batterielaufzeit ab und beträgt in der Regel zehn Jahre. „Ein bevorstehender

Austausch der Zähler oder Heizkostenverteiler ist ein guter Zeitpunkt, um auf ein

fernablesbares Funksystem umzurüsten“, rät Ralf Moysig.

Frank Peters

frank.peters@minol.com

21.05.2018
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Lebensretter an der Decke - Rauchmelderpflicht für

Bestandsbauten in Thüringen kommt

Nach einer zehnjährigen Übergangsfrist ist es nun soweit: Bis zum Ende dieses Jahres müssen in

Thüringen auch Bestandsbauten mit Rauchmeldern ausgestattet werden. Bisher betraf dies nur

Neu- und Umbauten. Für Beschaffung, Installation und jährliche Prüfung der Geräte ist der

Eigentümer der Immobilie verantwortlich.

Die Mindestausstattung umfasst Schlaf- und Kinderzimmer sowie Flure, über die Rettungswege

von Aufenthaltsräumen führen. Eine optimale Ausstattung berücksichtigt auch Wohn- und

Arbeitszimmer. So wird gewährleistet, dass auch im Falle der Nutzungsänderung eines Raums

ausreichend Rauchmelder vorhanden sind. 

Qualitätsversprechen Q-Label

Geräte mit besonders hoher Qualität erkennt der Kunde am „Q“-Label. Nur Rauchmelder, die

aufgrund ihrer erhöhten Stabilität sowie einer fest eingebauten 

10-Jahresbatterie über besondere Langlebigkeit und Zuverlässigkeit verfügen, dürfen dieses

Zeichen tragen. Die weithin bekannte CE-Kennzeichnung ist kein Qualitätsmerkmal. Seit 2008

dürfen nämlich ohnehin nur noch Rauchmelder verkauft werden, die nach EN 14604 geprüft

und entsprechend mit CE-Kennzeichnung inklusive der Zertifikatsnummer und der Angabe „EN

14604“ versehen sind. 

Fachgerechte Montage nach DIN 14676

Wer bei der Rauchmelder-Montage nichts verkehrt machen möchte, lässt sich die Geräte von

einer „geprüften Fachkraft nach DIN 14676“ montieren. Professionelle Dienstleister bieten auch

Servicepakete für jährliche Funktionsprüfung und Dokumentation an. Um Liefer- oder

Montageengpässen vorzubeugen, empfiehlt es sich, mit der Beauftragung nicht bis zum Ende

der Übergangsfrist zu warten.

Christopher Intsiful

www.brunata-metrona.de

20.05.2018
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Gesetz für Berufszugangsvoraussetzungen für

Immobilienverwalter und -makler tritt in Kraft

Mit dem 01. August 2018 wird das Gesetz zur Einführung von Berufszugangsvoraussetzungen

für gewerbliche Wohnimmobilienverwalter und Immobilienmakler in Kraft treten. Bis zu diesem

Stichtag müssen Verwalter und Makler eine Gewerbeerlaubnis nach §34c der Gewerbeordnung

beim Gewerbeamt oder der IHK beantragt haben.

Übergangsfrist für bereits tätige Verwalter

Gewerbetreibende, die vor dem 01. August 2018 Wohnimmobilien verwaltet haben und diese

Tätigkeit nach dem 01. August 2018 weiterhin ausüben wollen, sind verpflichtet, bis zum 01.

März 2019 diese Erlaubnis zu beantragen. Zur Einholung der Erlaubnis müssen Verwalter und

Makler folgende Nachweise erbringen:

- SCHUFA-Auskunft

- Unbedenklichkeitserklärung des Finanzamts

- Polizeiliches Führungszeugnis

- Nachweis Vermögensschadenversicherung

Versicherungspflicht

Der Nachweis über eine ausreichende Vermögensschadenversicherung - die

Mindestversicherungssumme beträgt nach jetzigem Stand 500.000 Euro für jeden

Versicherungsfall und 1.000.000 Euro für alle Versicherungsfälle eines Jahres - sollte nach dem
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vorliegenden Verordnungsentwurf zum Zeitpunkt der Antragstellung nicht älter als drei Monate

sein, sonst wird eine Erlaubnis nicht erteilt.

Weiterbildungspflicht

Dokumentations- und Erklärungspflicht

Immobilienverwalter und –makler müssen auch einen Weiterbildungsnachweis über 20 Stunden

Weiterbildung innerhalb von drei Jahren erbringen. Bereits tätige Immobilienverwalter also das

erste Mal zum 31. Januar 2021 für den Weiterbildungszeitraum 2018-2020.

Von der Fortbildungsverpflichtung befreit sind diejenigen, die einen Ausbildungsabschluss als

Immobilienkaufmann oder Immobilienkauffrau oder einen Weiterbildungsabschluss als

Geprüfter Immobilienfachwirt oder Geprüfte Immobilienfachwirtin erworben haben. Für sie

beginnt die Pflicht zur Weiterbildung drei Jahre nach Aufnahme ihrer Tätigkeit.

Informationspflicht gegenüber Auftraggeber

Der Weiterbildungsnachweis muss gegenüber dem Eigentümer nur auf Nachfrage erfolgen. Er

kann auch auf der Unternehmenswebseite präsentiert werden.

Stichtag ist der 01. August 2018

16.04.2018
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Auf dünnem Eis Verkehrssicherungspflichten in der WEG-

Verwaltung

In den dunklen und glatten Wochen sind Eigentümer und Vermieter durch ihre

Verkehrssicherungspflichten besonders gefordert – selbst wenn sie die Aufgaben an andere

übertragen.

Wenn der Schnee leise rieselt, Straßen, Dächer und Grünflächen mit seiner weißen

Zauberschicht bedeckt und Winterfreunde in Scharen auf Eisflächen und an Rodelhänge

drängt, sorgen bei Verwaltern und Wohnungseigentümern genau zwei Worte für Stirnrunzeln:

Eigentum verpflichtet – nämlich dazu, dass Gehwege, Zufahrten und Eingänge gefahrlos

begangen und befahren werden können. „Aus § 823 BGB ergibt sich, dass die einzelnen

Wohnungseigentümer als Grundstückseigentümer zunächst in der unmittelbaren Pflicht der

Verkehrssicherung stehen“, erklärt der Immobilienverwaltungsexperte Hajo Oertel, der lange im

erweiterten Vorstand des BVI Bundesfachverbands der Immobilienverwalter gewirkt hat:

Eigentümer müssen dafür sorgen, dass das Gebäude, die Grundstücksflächen sowie technische

Anlagen „verkehrs“-sicher sind beziehungsweise werden. „Wer vorsätzlich oder fahrlässig das

Leben, den Körper, die Gesundheit, die Freiheit, das Eigentum oder ein sonstiges Recht eines

anderen widerrechtlich verletzt, ist dem anderen zum Ersatz des daraus entstehenden Schaden

verpflichtet“, beschreibt es das Bürgerliche Gesetzbuch (BGB). Die Verkehrssicherungspflicht

besteht dabei gegenüber Mietern, Besuchern und grundsätzlich sogar gegenüber Personen, die

sich unberechtigt auf dem Grundstück aufhalten. Wer sich allerdings ohne Befugnis etwa auf

ersichtlich ungesicherte Wege begibt, der muss sich aber ein überwiegendes Eigenverschulden

anrechnen lassen – bei Kindern gelten allerdings Ausnahmen.
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Grundsätzlich sind Wohnungseigentümer verpflichtet, für die Sicherheit auf ihrem Grundstück

und dem dazugehörigen Gehweg zu sorgen. Sie haften folglich persönlich auch für Schäden.

Daher sollten die Wohnungseigentümer sinnvollerweise in der Eigentümerversammlung

beschließen, dass die Verwaltung ein Unternehmen beauftragen soll, das räumt und streut. „Bei

einem solchen Beschluss ist die Sicherungspflicht delegiert", erklärt Rechtsanwalt Rüdiger

Fritsch. „Wenn nicht richtig geschippt wird, ist das Unternehmen schuld." Derjenige, der die

Verkehrssicherungspflicht auf Dritte delegiert, ist aber verpflichtet, ein vertrauenswürdiges

Unternehmen auszusuchen und anfangs zu kontrollieren, ob auch tatsächlich gearbeitet wird.

Ergeben sich keine Defizite, kann der Eigentümer erst einmal beruhigt sein. Dem Verwalter

obliegt dabei die Aufgabe, den Vorgang zu organisieren - die er erfüllt, wenn er drei

Vergleichsangebote einholt und diese in die Versammlung einbringt. Problematisch werde es

für Verwalter nur, wenn Eigentümergemeinschaften aus Spargründen die Sicherungspflichten

selbst wahrnehmen wollen. „Wir raten dringend dazu, auf einen Beschluss zum Beauftragen

eines fachkundigen Unternehmens hinzuwirken", sagt Fritsch. Beschlüsse, wonach die einzelnen

Eigentümer aus falscher Sparsamkeit verpflichtet sein sollen, in Eigenleistung zu räumen und

zu streuen, sind unwirksam, und im Zweifel werde dann der Verwalter zur Rechenschaft

gezogen. Weigere sich eine Gemeinschaft, könnten Verwalter als letzten Schritt das

Verwalteramt niederlegen bzw. den Verwaltervertrag kündigen, so Fritsch. Dies sei auf jeden

Fall besser, als so lange die Augen zuzudrücken, bis etwas passiere.

Was geräumt werden muss

Die einzelnen Vorgaben finden sich häufig in städtischen Satzungen. Grundsätzlich muss so

geräumt werden, dass der Tagesverkehr problemlos fließen kann – werktags in der Regel von 7

bis 20 Uhr, an Feiertagen etwas später. An öffentlichen Orten, die auch abends belebt sind,

muss länger und wiederholt gestreut und geräumt werden; dies gilt etwa für Kinos, Theater oder

bis in die Abendstunden geöffnete Schwimmhallen.

Auf dem Gelände von Wohnanlagen und Mehrfamilienhäusern müssen Menschen auf dem

Gehweg sicher laufen können, die Hauseingänge müssen frei sein und auch der Weg zu

Mülltonnen und Garagen. Zwei Fußgänger sollten auf dem geräumten Streifen nebeneinander

passen. Wenn sich tagsüber Glatteis bildet, muss sofort gestreut werden; der BVI empfiehlt,

grundsätzlich Sand oder Granulat zu verwenden. Salz ist in vielen Städten verboten. Bei

anhaltendem Schneefall müssen Verantwortliche von Fall zu Fall entscheiden, ob ein Nach-

Streuen oder -Räumen sinnvoll ist - und diese Entscheidung im Zweifel vor Gericht begründen

können. Denn Passanten können unter Umständen Schadensersatz und Schmerzensgeld

verlangen, wenn sie stürzen. Richter müssen dann klären, ob Wohnungseigentümer, Verwalter

oder nachgelagert Beauftragte ihre Pflichten vernachlässigt haben oder der Verletzte

leichtfertig gehandelt hat.

Weitere Verkehrssicherungspflichten

Hajo Oertel weiß aus langjähriger Erfahrung, dass die Verwaltungen die

Eigentümergemeinschaften zusätzlich sehr klar darauf hinweisen müssen, dass die

Verkehrssicherungspflichten indes weiter reichen: Bäume auf dem Grundstück sind auf ihre

Standfestigkeit zu überprüfen, vor allem nach Stürmen. Gleiches gilt für Kinderspielplätze: Sind
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die Geräte noch fest im Boden verankert? Wie sehr haben ihnen Wetter und Witterung

zugesetzt? Auch diese Fragen müssen Verwalter klären. Es empfiehlt sich zudem, regelmäßig

das Dach auf eventuell lockere Ziegel zu überprüfen, die Regenrinne auf etwaige

Verstopfungen, die Dachlawinengitter auf Funktionsfähigkeit. Darüber hinaus stehen technische

Anlagen auf dem Prüfstand.

Auch im Gebäude lauern Gefahrenquellen, wie die Rechtsanwältin Heidi Schnurr erklärt:

„Einmal im Jahr sollten Sie eine Begehung des Treppenhauses, des Kellers und des Dachbodens

durchführen“, rät Schnurr. „Achten Sie darauf, dass Fluchtwege nicht zugestellt sind und der

Bodenbelag eben und rutschfest ist.“ Gerade in der dunklen Zeit sei Licht ein wichtiges Thema:

Hauseingänge und Zufahrten werden bei schummriger Beleuchtung zu gefährlichen

Stolperfallen. „Eine Lichtschaltung über Bewegungsmelder ist hier hilfreich und

empfehlenswert, aber keine Pflicht“, so Schnurr.

Die Bandbreite an Sicherungsaspekten verdeutlicht, dass das Thema keinesfalls nur in den

Wintermonaten zu den Kernaufgaben von Verwaltern zählt. „Häufig fallen einem erst bei der

Beschäftigung mit Schnee und Eis ein, wofür man eigentlich alles verantwortlich ist“, sagt

Immobilienexperte Oertel. Er spannt den Bogen von unsichtbaren Gefahren wie Legionellen bis

hin zu Rauchwarnmeldern, Antennen und Zäunen – und sämtlichen damit verbundenen

technischen und rechtlichen Neuerungen, die es im Blick zu behalten gilt. Als Belastung sieht

Oertel das indes nicht; er rät Verwaltungen dazu, derartige Aufgaben als Chance zu begreifen,

Kompetenzen zu vermarkten und vergüten zu lassen: „Machen Sie Ihren Kunden deutlich: Wir

kennen uns aus, wir sind die Profis“, sagt Oertel. So in Umlauf gebrachte Expertise dürfe und

müsse sich im Honorar niederschlagen – und hebe das Niveau in der gesamten Branche.

BVI e.V.

www.bvi-verwalter.de

28.02.2018
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Schornsteinfegervergütungen Begleichung, Verbuchung und

Abrechnung

Für den Verwalter von Wohnungseigentumsobjekten, gerade solchen, deren Einheiten mit Gas-

Etagenheizungen ausgestattet sind, ergeben sich in der Praxis oftmals Probleme bei der

Begleichung, Verbuchung und Abrechnung von Schornsteinfegervergütungen. 

Das Problem

Während insbesondere Kaminanlagen zum Gemeinschaftseigentum zu rechnen sind und die

diesbezüglich anfallenden Kosten zu den Verwaltungskosten der Gemeinschaft zählen, stehen

Etagenheizungen im Sondereigentum des jeweiligen Wohnungseigentümers. Dieser ist somit

selbst für die Kosten, die mit deren Betrieb sowie Instandhaltung und Instandsetzung

verbundenen sind, verantwortlich. Diese Differenzierung wird dann problematisch, wenn der

Verwalter eine einheitliche auf die Wohnungseigentümergemeinschaft ausgestellte

Vergütungsrechnung bzw. einen einheitlichen Gebührenbescheid über die vom

Schornsteinfeger ausgeführten Arbeiten erhält.

Soweit nämlich Arbeiten am Sondereigentum abgerechnet werden, darf der Verwalter solche

Beträge grundsätzlich nicht über das Konto der Wohnungseigentümergemeinschaft begleichen.

Geschieht dies gleichwohl, können die auf das Sondereigentum anteilig entfallenden Beträge

aber nicht als sog. Direkt- oder Sonderbelastung im Rahmen der Jahresabrechnung dem

betreffenden Sondereigentum belastet werden, da dies nur bei anerkannten oder rechtskräftig

festgestellten Forderungen zulässig ist.

Die Lösung

a) 

Zunächst muss berücksichtigt werden, dass mit dem Inkrafttreten des Schornsteinfeger-

Handwerksgesetzes (SchfHwG) zum 1.1.2013 eine wesentliche Neuordnung des

Schornsteinfegerwesens vorgenommen wurde. Das frühere Monopol der

Bezirksschornsteinfegermeister ist durch eine Differenzierung der Tätigkeiten abgelöst worden.

Die Bezirksschornsteinfegermeister sind, was die üblichen Mess-, Reinigungs- und

Wartungsarbeiten angeht, im Rahmen ihrer hoheitlichen Tätigkeit grundsätzlich nur noch für

die nach der Kehr- und Überprüfungsverordnung (KÜO) vorgeschriebene Feuerstättenschau

und den Erlass des sog. Feuerstättenbescheids exklusiv zuständig und dürfen hierfür

Gebührenbescheide ausstellen.

Was die im Feuerstättenbescheid festgelegten jeweiligen Mess-, Reinigungs- und

Wartungsarbeiten selbst anbetrifft, können diese zwar vom Bezirksschornsteinfegermeister

direkt miterledigt werden, aber auf Wunsch des Eigentümers oder dessen Beauftragten auch

frei an jeden anderen zugelassenen Schornsteinfeger vergeben werden. Es handelt sich dabei

um nicht preisgebundene Handwerkerleistungen.
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b)

Dies sollte sich der WEG-Verwalter zunutze machen, um nicht Gebührenbescheide oder

Rechnungen zu erhalten, die zu den oben dargestellten Problemen führen. Soweit es um die

gebührenpflichtige Tätigkeit des Bezirksschornsteinfegermeisters zur Vornahme der

Feuerstättenschau und den Erlass des Feuerstättenbescheids geht, regelt nämlich § 20 Abs. 2 S.

1 SchfHwG ausdrücklich, dass die anfallenden Kosten im Fall von Wohnungseigentum, falls die

Feuerungsanlage (wie bei der Gas-Etagenheizung) zum Sondereigentum gehört, von dem

jeweiligen Wohnungseigentümer zu tragen sind.

  In solchen Fällen darf der WEG-Verwalter also darauf bestehen, dass der

Bezirksschornsteinfegermeister den Zeitpunkt und die Durchführung der notwendigen Arbeiten

mit dem jeweiligen Sondereigentümer selbst abstimmt und insbesondere den

Gebührenbescheid ausschließlich an diesen richtet. Gegen fehlerhafte, d.h. an die Gemeinschaft

gerichtete Gebührenbescheide sollte der Verwalter Widerspruch erheben.

Noch einfacher zu handhaben ist die Situation bei den frei zu vergebenden

Schornsteinfegerleistungen. Dem beauftragten Schornsteinfeger sollte ganz klar im Namen und

für Rechnung der Wohnungseigentümergemeinschaft nur der Auftrag erteilt werden, diejenigen

vorgeschriebenen Arbeiten auszuführen, die sich auf das Gemeinschaftseigentum (Kamin, etc.)

beziehen.

Diejenigen Mess-, Kehr- und Wartungsarbeiten, die sich alleine auf die Gasetagenheizung

selbst beziehen, sind ausdrücklich aus dem Auftrag herauszunehmen, verbunden mit dem

Hinweis an den Schornsteinfeger, sich mit den betreffenden Sondereigentümern unmittelbar ins

Benehmen zu setzen.

Hinweis auf die TRGI 2008 

In diesem Zusammenhang darf nicht vergessen werden, dass nach der Rechtsprechung des BGH

die zu den jeweiligen Gasetagenheizungen führenden Gaszuleitungen zum gemeinschaftlichen

Eigentum gehören, auch wenn sie nur eine einzige Einheit versorgen. Zum Sondereigentum

zählen Versorgungsleitungen erst ab der im Inneren der jeweiligen Sondereigentumseinheit

hierfür angebrachten Absperrvorrichtung. Daher fallen die Gaszuleitungen in den

Verantwortungsbereich der Wohnungseigentümergemeinschaft.

Nach den Technischen Regeln für Gasinstallationen (TRGI 2008) sind Gasleitungen inkl.

Verbindungen und Absperreinrichtungen einer jährlichen Sichtprüfung sowie alle zwölf Jahre

einer Dichtigkeitsprüfung durch ein Fachunternehmen zu unterziehen. Zwar darf die jährliche

„Gashausschau“ vom Eigentümer selbst durchgeführt werden, doch aus naheliegenden

Gründen der Haftung für eine etwaige Verkehrssicherungspflichtverletzung ist auch hier, wie

bei der Dichtigkeitsprüfung, dringend auf ein Fachunternehmen zurückzugreifen.

Rüdiger Fritsch

www.krall-kalkum.de

02.01.2018
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